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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Der Antrag der Kommissionsmehrheit der SPK-NR auf Nichteintreten auf das Geschäft
zur Änderung des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes (Datenschutz
bei der Benutzung der elektronischen Infrastruktur) stiess in der Frühjahrssession auf
Verwirrung. Nach einem Rückkommensantrag musste die erste Eintretensabstimmung
(101 zu 57 für Eintreten) wiederholt werden. Die zweite Abstimmung fiel dann wesentlich
knapper aus (79 zu 75 für Eintreten). In der Sommersession wurde dann der Entwurf des
Bundesrats beraten. Er sieht eine gesetzliche Regelung zum Schutz personenbezogener
elektronischer Daten vor. Es geht dabei um jene Personendaten, die bei der Benutzung
der elektronischen Infrastruktur anfallen (z.B. Protokolle der Arbeit an Computern,
Listen von angewählten Telefonverbindungen, etc.) und deren Handhabung in den
bisherigen Datenschutzbestimmungen noch nicht geregelt ist. Diese Daten dürfen mit
wenigen Ausnahmen weder aufgezeichnet noch ausgewertet werden. Alle Parteien
äusserten ihren Unmut über den Gesetzesentwurf. Umstritten war, wem die Kompetenz
zum Erlass der Ausführungsbestimmungen gegeben werden solle. Im Nationalrat wurde
der Einzelantrag Bänzinger (gp, ZH), der forderte, dass die Ausführungsbestimmungen
von der Bundesversammlung und nicht wie im Entwurf vorgesehen vom Bundesrat
geregelt werden sollten, deutlich angenommen. Diese Regelung wurde allerdings vom
Ständerat abgelehnt. Die Differenz wurde erst in der dritten Lesung mit einem
Kompromissvorschlag ausgeräumt, der die grundsätzliche Kompetenz für die
Ausführungsbestimmungen beim Bundesrat belässt. Im Falle von Bestimmungen, die die
Parlamentsdienste oder das Parlament selber betreffen, sollen den Räten aber
entsprechende Befugnisse an die Hand gegeben werden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2010
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Im Kanton Zürich wurden insgesamt 30 Listen eingereicht, auf denen sich 275
Kandidatinnen (34,3%) und 527 Kandidaten um die 34 Zürcher Nationalratssitze
bewarben. Damit war die Zahl der Listen im Vergleich zu den eidgenössischen Wahlen
2007 (29 Listen) wieder angewachsen, hatte die Rekordzahl von 34 Listen aus dem Jahr
1991 aber nicht überboten. Die Zahl der Kandidierenden war marginal tiefer als 2007
(804) und wesentlich tiefer als 2003 (964). Ebenfalls weiterhin rückläufig war der
Frauenanteil unter den Kandidierenden, der 2003 noch 38,4% betragen hatte (2007:
37,7%). Sowohl die SP als auch die SVP starteten mit Listen für Auslandschweizerinnen
und -schweizer. Neu traten die BDP und zahlreiche Kleinstparteien an, darunter etwa
die Anti PowerPoint Partei, die Narrenpartei oder eine Liste mit Parteilosen. Anders als
2007 kam keine grosse Listenverbindung der Linken mehr zustande: SP, Grüne und CSP
verbanden sich auf der einen und AL, Piraten und Konfessionslose auf der anderen
Seite. In der Mitte verbanden sich die CVP, die BDP, die EVP, die GLP und die Tierpartei.
Wie in den meisten anderen Kantonen, in denen die EDU antrat, verband sie sich auch
in Zürich mit der SVP. Vier der 34 Sitze wurden frei. Insbesondere die SP, die sieben
Sitze innehatte und von der drei Nationalrätinnen und Nationalräte zurücktraten (Mario
Fehr, Christine Goll, Anita Thanei), hatte einen Aderlass zu verkraften. Den vierten
vakanten Sitz (Hans Rutschmann) hatte die SVP zu verteidigen.

Die grossen Gewinnerinnen im Kanton Zürich waren die BDP und die GLP, die
sozusagen Heimvorteil genoss: Die Grünliberalen hatten sich im Kanton Zürich 2004
von den Grünen getrennt und konstituiert. Die drei bereits 2007 eroberten, allesamt
aus Zürich stammenden GLP-Mandate konnten 2011 nicht nur verteidigt, sondern um
einen weiteren Sitz ausgebaut werden. Zu den drei Bisherigen wurde neu Thomas Maier
in den Nationalrat gewählt. Der Wählerzuwachs um 4,5 Prozentpunkte auf 11,5% wurde
nur noch von der BDP überflügelt, die in Zürich auf Anhieb auf 5,3%
Wählerstimmenanteil kam und damit zwei Sitze eroberte. Für die BDP schickten die
Zürcher Wahlberechtigten Lothar Ziörjen und Rosmarie Quadranti-Stahel nach Bern.
Die Sitzgewinne von BDP und GLP gingen auf Kosten der SVP, der CVP und der GP, die je
einen Sitz abgeben mussten. Die SVP fiel auf 29,8% Wähleranteil (-4,1 Prozentpunkte)
und 11 Sitze zurück. Der Sitz von Hans Rutschmann konnte damit nicht verteidigt

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN
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werden. Christoph Blocher schaffte es wieder in den Nationalrat. Nicht er, sondern
Natalie Rickli bekam allerdings die meisten Wählerstimmen (145'776). Neu für die SVP
wurde Hans Egloff gewählt. Abgewählt wurden somit Ernst Schibli und Ulrich Schlüer,
der bereits 2007 abgewählt worden, aber wieder nachgerutscht war. Die CVP, die ihren
2007 eroberten Sitz wieder abgeben musste (neu: 2 Sitze) kam noch auf 5%
Wähleranteil (-2,6 Prozentpunkte). Für die CVP nicht mehr wiedergewählt wurde Urs
Hany. Die Grünen mussten einen Verlust von zwei Prozentpunkten hinnehmen und
kamen mit neu 8,4% Wähleranteil auf drei Sitze. Neu gewählt wurde Balthasar Glättli,
der auch von seiner Ständeratskandidatur profitiert haben dürfte. Abgewählt wurden
hingegen Marlies Bänziger und Katharina Prelicz-Huber. Die SP (19,3%, -0,5
Prozentpunkte, 7 Sitze), die FDP (11,6%, -1,6 Prozentpunkte, 4 Sitze) und die EVP (3,1%,
-0,6 Prozentpunkte, 1 Sitz) konnten ihre Sitze trotz Verlusten halten. Die SP konnte
damit alle drei vakanten Sitze verteidigen und wurde neu von Thomas Hardegger,
Jacqueline Badran und Martin Naef vertreten. Bei der FDP und der EVP wurden die
Bisherigen bestätigt. Über 1% der Stimmen erhielten auch die EDU (1,9%) und die
Alternative Liste (1%). Die Piratenpartei war mit 0,9% elftstärkste Partei. Alle drei
blieben allerdings ohne Sitz. Der Kanton Zürich wird nach den Wahlen 2011 mit 10
Frauen und 24 Männern in Bern vertreten sein. Der Frauenanteil nahm damit im
Vergleich zu 2007 von 35,3% auf 29,4% ab. Die Stimmbeteiligung im Kanton Zürich
betrug 46,8% und war damit über zwei Prozentpunkte tiefer als noch 2007. 2

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Im Rahmen der nationalrätlichen Sondersession zur Europapolitik und zu den
Bilateralen III im Juni nahm die grosse Kammer eine Motion Bänziger (gp, ZH) an, durch
welche der Bundesrat aufgefordert wurde, dem Parlament jährlich eine Analyse zur
Kooperation des Gemischten Ausschusses vorzulegen. In diesem koordinierenden
Gremium berät die Schweiz mit der EU über die Funktionsweise der bilateralen
Verträge. Die Motion erhielt 124 Stimmen aus allen Lagern, obwohl sich Teile der FDP-
und CVP-Fraktion dagegen aussprachen. Bei der Beratung im Ständerat empfahl die
zuständige Aussenpolitische Kommission die Motion jedoch zur Ablehnung, da der
bestehende Informationsfluss über die Arbeit des Ausschusses genüge. Die kleine
Kammer folgte dieser Argumentation und lehnte die Motion ab. 3

MOTION
DATUM: 15.09.2011
ANITA KÄPPELI

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Eine parlamentarische Initiative (09.465) Bänziger (gp, ZH), welche die gesetzlichen
Grundlagen schaffen wollte, um Krankenversicherer mit Kapitalanlagen an der Börse
zusätzlich der Aufsicht der Finma zu unterstellen, lehnte die grosse Kammer mit 152 zu
24 Stimmen deutlich ab. Hingegen nahm der Nationalrat ein Postulat (09.4327) Humbel
(cvp, AG) an, welches den Bundesrat beauftragt, einen Bericht darüber vorzulegen, wie
die Aufsicht über die Sozialversicherungen, insbesondere im Bereich der
Krankenversicherung, verbessert werden kann. Dabei soll aufgezeigt werden, wie hoch
die Reservebildung sein muss und welche Institution die Aufsicht am besten
gewährleisten kann. Der Bundesrat hatte die Annahme empfohlen, da er bereits in
seiner Stellungnahme zu einem Postulat der Kommission des Nationalrates bezüglich
einer besseren Aufsicht und schärferen Kontrolle über die Krankenversicherer seine
Bereitschaft für einen solchen Bericht erklärt hatte. Ebenfalls angenommen wurde ein
Postulat (09.3976) der Kommission des Nationalrates, welches einen Katalog von
Massnahmen forderte, die zum Ziel hatten, die Aufsicht über die Krankenkassen zu
stärken und die Transparenz zu erhöhen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2010
LUZIUS MEYER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Die Grünen griffen bei den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahrs den
Sitz der FDP an. Die Partei rechnete sich mit Unterstützung der SP und der CVP
Erfolgschancen aus. Der Anspruch der Grünen mit 10% Wähleranteil auf einen
Bundesratssitz sei ebenso berechtigt wie jener der CVP, verlauteten die Parteisprecher.
Die Suche nach Spitzenkandidaten verlief allerdings harzig. Mit Marlies Bänziger (ZH),
Geri Müller (AG) und Brigit Wyss (SO) stellten sich schliesslich drei Kandidaten zur
Verfügung. Die Fraktion bestimmte Brigit Wyss zur Sprengkandidatin. Sie schied
allerdings bereits im dritten Wahlgang mit 40 Stimmen aus. 5

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 18.08.2010
MARC BÜHLMANN
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